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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1964 Ausgegeben am 5. Juni 1964 38. Stück

116. Bundesgesetz: Antikorruptionsgesetz.
1 1 7 . Bundesgesetz: Atomhaftpflichtgesetz.
1 1 8 . Kundmachung: Feststellung des Verfassungsgerichtshofes über die Zuständigkeit zur Erlassung

und zur Vollziehung von gesetzlichen Bestimmungen auf dem Gebiete des
Zivilrechtes, die zur Regelung von Straßenangelegenheiten erforderlich sind.

1 1 9 . Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung des Binnenschiffahrtsverwaltungsgesetzes durch
den Verfassungsgerichtshof.

120. Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung des Einkommensteuergesetzes 1953 durch den
Verfassungsgerichtshof.

1 2 1 . Kundmachung : Ratifikation des Zweiten Protokolls zum Allgemeinen Abkommen über die
Privilegien und Immunitäten des Europarates durch Belgien.

122. Kundmachung: Geltungsbereich des Vierten Zusatzprotokolls zum Allgemeinen Abkommen
über die Privilegien und Immunitäten des Europarates.

116. Bundesgesetz vom 29. April 1964 über
Strafbestimmungen zur Bekämpfung der
Untreue und der Bestechlichkeit (Anti-

korruptionsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Österreichische Strafgesetz 1945, A. Slg.
Nr . 2, wird geändert wie folgt:

Der erste Absatz des § 205 c hat zu lauten:

„§ 205 c. Wer die ihm durch Gesetz, behörd-
lichen Auftrag oder Rechtsgeschäft eingeräumte
Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen
oder einen anderen zu verpflichten, geflissentlich
mißbraucht und dadurch dem anderen einen
Vermögensnachteil zufügt, macht sich der Un-
treue schuldig."

Artikel II.

G e s c h e n k a n n a h m e l e i t e n d e r A n -
g e s t e l l t e r e i n e s U n t e r n e h m e n s .

(1) Wer vorsätzlich für die Vornahme oder
Unterlassung einer Rechtshandlung, die er als
leitender Angestellter eines Unternehmens, auf
dessen Geschäftsführung ihm ein maßgeblicher
Einfluß zusteht (§ 2 Abs. 3 lit. a Betriebsräte-
gesetz, BGBl. Nr . 97/1947), vornehmen kann,
von einem anderen einen Vermögensvorteil für
sich oder einen Drit ten fordert, annimmt oder
sich versprechen läßt, wird wegen Vergehens mit

strengem Arrest bis zu einem Jahr, wenn jedoch
die Vornahme oder Unterlassung der Rechts-
handlung pflichtwidrig war oder gewesen wäre,
mit strengem Arrest bis zu drei Jahren bestraft.
Der erhaltene Vermögensvorteil oder dessen
Wert ist für verfallen zu erklären.

(2) Wer jedoch einen geringfügigen Ver-
mögensvorteil fordert, annimmt, oder sich ver-
sprechen läßt, ist nach Abs. 1 nicht strafbar, es
sei denn, daß die Tat gewerbsmäßig begangen
wird.

(3) Erfolgte die Vornahme oder Unterlassung
der Rechtshandlung pflichtgemäß und entspricht
das Fordern, Annehmen oder Sichversprechen-
lassen der Übung des redlichen Geschäftsver-
kehrs, ist Abs. 1 nicht anzuwenden.

(4) Als Unternehmen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes gilt jedes Unternehmen, das eine oder
mehrere Gebietskörperschaften selbst betreiben
oder an dem eine oder mehrere Gebietskörper-
schaften unmittelbar oder mittelbar zu mehr als
der Hälfte beteiligt sind.

Artikel III.

B e s t e c h u n g l e i t e n d e r A n g e s t e l l t e r
e i n e s U n t e r n e h m e n s .

Wer vorsätzlich jemand zu dessen oder eines
anderen Gunsten einen Vermögensvorteil an-
bietet, verspricht oder gewährt, damit dieser eine
Rechtshandlung, die er als leitender Angestellter
eines Unternehmens im Sinne des Artikels II
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Abs. 4, auf dessen Geschäftsführung ihm ein maß-
geblicher Einfluß zusteht (§ 2 Abs. 3 lit. a Be-
triebsrätegesetz, BGBl. Nr . 97/1947), vornehmen
kann, pflichtwidrig vornehme oder unterlasse,
wird wegen Vergehens mit strengem Arrest bis
zu einem Jahr bestraft.

Artikel IV.

V e r b o t e n e I n t e r v e n t i o n .

(1) Wer geflissentlich unmittelbar oder mittel-
bar darauf Einfluß nimmt, daß ein Beamter
(§ 101 Abs. 2 des Strafgesetzes), ein leitender
Angestellter eines Unternehmens im Sinne des
Artikels II Abs. 4, dem auf die Geschäftsführung
ein maßgeblicher Einfluß zusteht (§ 2. Abs. 3 lit. a
Betriebsrätegesetz, BGBl. Nr . 97/1947), oder ein
Mitglied eines allgemeinen Vertretungskörpers
eine in seinen Aufgabenbereich fallende Dienst-
verrichtung oder Rechtshandlung parteilich
vornehme oder unterlasse, und für diese Einfluß-
nahme für sich oder einen Dritten einen Ver-
mögensvorteil fordert, annimmt oder sich ver-
sprechen läßt, wird wegen Vergehens mit stren-
gem Arrest bis zu drei Jahren bestraft. Der er-
haltene Vermögensvorteil oder dessen Wert ist
für verfallen zu erklären.

(2) Wer jedoch einen geringfügigen Ver-
mögensvorteil fordert, annimmt oder sich ver-
sprechen läßt, ist nach Abs. 1 nicht strafbar, es
sei denn, daß die Tat gewerbsmäßig begangen
wird. Eine Bestrafung nach Abs. 1 erfolgt un-
beschadet einer Bestrafung nach den Bestimmun-
gen über die Winkelschreiberei.

(3) Abs. 1 ist nicht auf Personen anzuwenden,
die im Rahmen ihrer Befugnis zu entgeltlicher
Vertretung handeln.

Artikel V.

Leitenden Angestellten, denen ein maßgeblicher
Einfluß auf die Geschäftsführung zusteht (§ 2
Abs. 3 lit. a Betriebsrätegesetz, BGBl. Nr . 97/
1947), stehen im Sinne dieses Bundesgesetzes
Geschäftsführer, Mitglieder des Vorstandes oder
Aufsichtsrates und Prokuristen gleich.

Artikel VI.

Die Bestimmungen der §§ 104, 105 und 311
StG. bleiben unberührt.

Artikel VII.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Justiz betraut.

Schärf
Klaus Proksch

117 . Bundesgesetz vom 29. April 1964 über
die Haftung für nukleare Schäden (Atom-

haftpflichtgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT.

Begriffsbestimmungen.

N u k l e a r e s E r e i g n i s .

§ 1. (1) Ein nukleares Ereignis im Sinne dieses
Bundesgesetzes ist ein schädigendes Ereignis, das
durch Kernumwandlungsvorgänge

1. bei der Errichtung, dem Bestand oder dem
Betrieb einer Kernanlage oder bei der Her-
stellung, der Beförderung oder jeder sonstigen
Art der Inhabung von Kernmaterialien oder des
Umgangs mit ihnen oder

2. bei der Gewinnung, der Herstellung, der
Beförderung oder jeder sonstigen Ar t der In-
habung von Radionukliden oder des Umgangs
mit ihnen verursacht wird.

(2) Als nukleares Ereignis im Sinne des Abs. 1
ist das schädigende Ereignis auch dann anzusehen,
wenn es durch Kernumwandlungsvorgänge in
Verbindung mit chemischen, chemisch-physikali-
schen oder physikalischen Eigenschaften anderer
Art der Kernmaterialien oder der Radionuklide
verursacht wird.

(3) Verursachen mehrere Vorgänge im Sinne
der Abs. 1 und 2, von denen jeder für sich allein
nicht schädigend wäre, nur durch ihr Zusammen-
wirken einen Schaden oder hängen mehrere
nukleare Ereignisse, die auf eine gemeinsame
Ursache zurückgehen, räumlich und zeitlich un-
mittelbar miteinander zusammen, so gilt dies als
ein einziges nukleares Ereignis im Sinne dieses
Bundesgesetzes.

K e r n a n l a g e n — K e r n m a t e r i a l i e n
— R a d i o n u k l i d e .

§ 2. (1) Kernanlagen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind Kernreaktoren und Fabriksanlagen,
die der Herstellung, der Bearbeitung, der Ver-
wendung, der Aufbewahrung, der Wiederauf-
arbeitung, der Unschädlichmachung oder der
Trennung der Isotope von Kernmaterialien
dienen, sowie Anlagen, die zur Vereinigung ver-
schmelzbarer Kernbrennstoffe oder zur Teilchen-
beschleunigung bestimmt sind; ausgenommen
sind Anlagen, in denen Kernmaterialien im Ver-
lauf einer Beförderung aufbewahrt werden.

(2) Kernmaterialien im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind spaltbare Kernbrennstoffe und die
aus solchen hervorgegangenen radioaktiven Er-
zeugnisse und Abfälle, nicht jedoch die Radio-
nuklide (Abs. 3). Den Kernmaterialien werden
sonstige natürliche oder künstliche radioaktive
Stoffe gleichgehalten, sofern sie sich in einer
Kernanlage befinden und nach dem jeweiligen
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Stande der wissenschaftlichen Erkenntnisse für
das Leben, den Körper oder die Gesundheit von
Menschen oder für Sachen oder deren Verwend-
barkeit gefährlich sind.

(3) Radionuklide im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind natürliche oder künstliche radioaktive Stoffe,
die für die Verwendung zu industriellen, tech-
nischen, wirtschaftlichen einschließlich landwirt-
schaftlichen, medizinischen oder wissenschaft-
lichen Zwecken außerhalb einer Kernanlage be-
stimmt sind oder zu solchen Zwecken verwendet
werden, sofern sie sich nicht in einer Kernanlage
befinden und nach dem jeweiligen Stande der
wissenschaftlichen Erkenntnisse für das Leben,
den Körper oder die Gesundheit von Menschen
oder für Sachen oder deren Verwendbarkeit ge-
fährlich sind.

II. ABSCHNITT.

Kernanlagen und Kernmaterialien.

H a f t u n g .

§ 3. (1) Wird durch ein nukleares Ereignis, das
von einer Kernanlage oder von Kernmaterialien
in Österreich ausgeht, ein Mensch getötet, der
Körper oder die Gesundheit eines Menschen ver-
letzt oder eine Sache beschädigt oder in ihrer
Verwendbarkeit beeinträchtigt, so haftet, sofern
im folgenden nichts anderes bestimmt ist, der
Betriebsunternehmer der Kernanlage, in der
sich die Kernmaterialien oder der verschmelz-
bare Kernbrennstoff, die das nukleare Ereignis
verursacht haben, zur Zeit dieses Ereignisses
befunden oder aus der sie zu dieser Zeit unmit-
telbar hergestammt haben, nach diesem Bundes-
gesetz für den Ersatz des daraus entstehenden
Schadens.

(2) Die Haftpflicht des Betriebsunternehmers
der Kernanlage nach dem Abs. 1 bezieht sich
auf alle nuklearen Ereignisse bis zu der Zeit, zu
der die Kernmaterialien oder der verschmelzbare
Kernbrennstoff vom Betriebsunternehmer einer
anderen in Österreich gelegenen Kernanlage
übernommen werden; mit dieser Zeit beginnt
die Haftpflicht des Betriebsunternehmers dieser
Kernanlage.

(3) Ausgenommen von der Haftpflicht nach
dem Abs. 1, vorbehaltlich des § 35, sind Schä-
den an der Kernanlage sowie an Sachen, die
sich in ihrem Bereich befinden und im Zusam-
menhang mit ihr verwendet werden oder ver-
wendet werden sollen.

§ 4. (1) Ist ein nukleares Ereignis im Verlauf
einer Beförderung von Kernmaterialien, ein-
schließlich der Aufbewahrung im Verlauf der
Beförderung, eingetreten, so haftet im Sinne des
§ 3 der Betriebsunternehmer der Kernanlage in
Österreich, von der die Kernmaterialien zur Zeit
dieses Ereignisses unmittelbar hergestammt
haben, für alle nuklearen Ereignisse bis zu der
Zeit, zu der die Kernmaterialien

1. vom Betriebsunternehmer einer anderen in
Österreich gelegenen Kernanlage übernommen
werden; mit dieser Zeit beginnt die Haftpflicht
des Betriebsunternehmers dieser Kernanlage im
Sinne des § 3;

2. sofern sie ins Ausland versendet worden
sind, von dem Beförderungsmittel abgeladen
werden, mit dem sie in das Ausland gelangt sind.

(2) Sind die Kernmaterialien aus dem Ausland
nach Österreich versendet worden, so haftet im
Sinne des § 3 der Betriebsunternehmer der in
Österreich gelegenen Kernanlage, für die sie be-
stimmt sind, von der Zeit an, zu der sie auf
das Beförderungsmittel verladen werden, sofern
die Versendung mit seinem schriftlichen Einver-
ständnis geschehen ist.

(3) Der Beförderer haftet im Sinne des § 3,
wenn

1. weder die Kernanlage, von der die Kern-
materialien unmittelbar hergestammt haben, noch
die Kernanlage, für die sie bestimmt sind, in
Österreich gelegen ist,

2. im Falle des Abs. 2 die Versendung nicht
mit dem schriftlichen Einverständnis des Betriebs-
unternehmers der in Österreich gelegenen Kern-
anlage, für die die Kernmaterialien bestimmt
sind, geschehen ist, oder

3. die Kernmaterialien überhaupt nicht für eine
Kernanlage bestimmt sind oder eine solche Kern-
anlage nicht feststellbar ist,

sofern er nicht beweist, daß er nicht gewußt
hat und nicht wissen hat müssen, daß es sich
um Kernmaterialien handelt. Ist der Beförderer
kraft Gesetzes zur Abschließung des Beförde-
rungsvertrags verpflichtet, so haftet an seiner
Stelle der Bund im Sinne des § 3.

§ 5. Begründen mehrere Kernanlagen oder
Kernmaterialien, die sich innerhalb eines zusam-
menhängenden räumlichen Bereiches befinden, die
Haftpflicht derselben Person nach den §§ 3
oder 4 und ist das nukleare Ereignis, das die
mehreren Kernanlagen oder Kernmaterialien be-
trifft, als ein einziges im Sinne des § 1 Abs. 3
anzusehen, so haftet der Haftpflichtige nur bis
zu den Höchstbeträgen, die unter den in Be-
tracht kommenden Höchstbeträgen das weiteste
Ausmaß erreichen.

§ 6. (1) Begründen mehrere nukleare Ereig-
nisse hinsichtlich desselben Schadens die Haft-
pflicht mehrerer Personen nach den § § 3 oder 4,
so haften diese zur ungeteilten Hand; jedoch
haftet jeder von ihnen nach den für ihn gel-
tenden Bestimmungen und, sofern seine Haft-
pflicht begrenzt ist, nur bis zu den für ihn vor-
gesehenen Höchstbeträgen.

(2) Das gleiche gilt bei Vorliegen eines ein-
zigen nuklearen Ereignisses im Sinne des § 1
Abs. 3; jedoch ist hierbei die Haftung zur un-
geteilten Hand durch die Höchstbeträge be-
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grenzt, die für den im weitesten Ausmaß Haft-
pflichtigen vorgesehen sind.

§ 7. Hat bei der Entstehung des Schadens ein
Verschulden des Geschädigten mitgewirkt, so ist
der § 1304 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buchs anzuwenden. Dem Verschulden des Geschä-
digten steht im Falle der Tötung das Verschulden
des Getöteten und im Falle der Beschädigung
einer Sache das Verschulden dessen gleich, der
die tatsächliche Gewalt über die Sache ausgeübt
hat.

N i c h t i g e V e r e i n b a r u n g e n .

§ 8. Vereinbarungen, durch die

1. die Haftpflicht nach diesem Abschnitt für
die Tötung und die Verletzung von Menschen im
vorhinein ausgeschlossen oder beschränkt wird,
oder

2. der Haftpflichtige auf die Schadloshaltung
durch den Bund verzichtet,

sind nichtig.

H a f t u n g s b e f r e i u n g .

§ 9. Die Haftpflicht nach den §§3 und 4 ist
ausgeschlossen, wenn das nukleare Ereignis
durch Krieg, ein kriegerisches Unternehmen,
Bürgerkrieg, Aufruhr oder Aufstand verursacht
worden ist.

R ü c k g r i f f s - u n d A u s g l e i c h s a n -
s p r ü c h e m e h r e r e r H a f t p f l i c h -

t i g e r .

§ 10. (1) Sind mehrere Haftpflichtige einem
Dritten zum Ersatz verpflichtet, so hängen im
Verhältnis der mehreren Haftpflichtigen zu-
einander die Verpflichtung zum Ersatz und der
Umfang des Ersatzes von den Umständen,
besonders davon ab, inwieweit der Schaden
zumindest mit Wahrscheinlichkeit überwiegend
von dem einen oder dem anderen Haftpflichtigen
verschuldet oder sonst verursacht worden ist; das
gleiche gilt für deren gegenseitige Ersatzpflicht.

(2) Jeder der mehreren Haftpflichtigen haftet
nach den für ihn geltenden Bestimmungen und,
sofern seine Haftpflicht begrenzt ist, nur bis zu
den für ihn vorgesehenen Höchstbeträgen.

V e r m u t u n g d e r V e r u r s a c h u n g .

§ 11. (1) Kommen nach den Umständen des
Falles als Ursache eines Schadens mehrere nukle-
are Ereignisse in Betracht, die von verschiedenen
Kernanlagen oder Kernmaterialien ausgehen, so
wird vermutet, daß der Schaden von diesen Er-
eignissen gemeinsam verursacht worden ist. Diese
Vermutung kann durch den Nachweis der Un-
wahrscheinlichkeit der Verursachung durch eines
oder mehrere dieser nuklearen Ereignisse ent-
kräftet werden.

(2) Wird ein Schaden durch das Zusammen-
wirken eines nuklearen Ereignisses mit einem
anderen Ereignis verursacht, so gilt, wenn sich
die Anteile der beiden Ereignisse am Schaden
nicht mit Sicherheit bestimmen lassen, auch der
durch das andere Ereignis hervorgerufene Scha-
den als durch das nukleare Ereignis verursacht.

G e g e n s t a n d d e s E r s a t z e s .

§ 12. (1) Im Falle der Tötung sind zu ersetzen
oder zu entrichten:

1. die Kosten der versuchten Heilung des Ver-
letzten,

2. der Vermögensnachteil, den der Verletzte
dadurch erlitten hat, daß infolge der Verletzung
seine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder gemin-
dert gewesen ist,

3. die Kosten aus einer Vermehrung seiner
Bedürfnisse,

4. im Fall eines längeren Siechtums ein ange-
messenes Schmerzengeld und

5. die Kosten angemessener Bestattung; An-
spruch auf Ersatz der Bestattungskosten hat, wer
sie zu tragen verpflichtet ist oder wer sie tat-
sächlich getragen hat.

(2) Hat der Getötete zur Zeit der Verletzung
zu einem Dritten in einem Verhältnis gestanden,
vermöge dessen er diesem kraft Gesetzes unter-
haltspflichtig war oder unterhaltspflichtig wer-
den konnte, und ist dem Dritten infolge der
Tötung des Unterhaltspflichtigen das Recht auf
Unterhalt entzogen, so hat der Haftpflichtige
dem Dritten insoweit Ersatz zu leisten, als der
Getötete während der mutmaßlichen Dauer
seines Lebens zur Gewährung des Unterhalts
verpflichtet gewesen wäre. Die Ersatzpflicht tritt
auch ein, wenn der Dritte zur Zeit der Ver-
letzung gezeugt, aber noch nicht geboren ge-
wesen ist.

§ 13. Im Falle der Verletzung des Körpers
oder der Gesundheit sind zu ersetzen oder zu
entrichten:

1. die Kosten der Heilung oder der versuchten
Heilung des Verletzten,

2. der Vermögensnachteil, den der Verletzte
dadurch erleidet, daß infolge der Verletzung
seine Erwerbsfähigkeit zeitweise oder dauernd
aufgehoben oder gemindert ist,

3. die Kosten aus einer Vermehrung seiner
Bedürfnisse,

4. im Fall eines längeren Siechtums ein an-
gemessenes Schmerzengeld und

5. im Fall einer dauernden Verunstaltung,
durch die das bessere Fortkommen des Ver-
letzten verhindert werden kann, eine angemes-
sene Entschädigung.

§ 14. (1) Der Schadensersatz hinsichtlich
1. der Aufhebung oder der Minderung der

Erwerbsfähigkeit,
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2. der Vermehrung der Bedürfnisse und
3. der Unterhaltsansprüche Dritter
ist für die Zukunft durch Entrichtung einer

Geldrente zu leisten. Der Anspruch auf die Geld-
rente wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß ein
Dritter dem Ersatzberechtigten Unterhalt zu
gewähren hat.

(2) Die Geldrente ist für einen Monat voraus-
zuzahlen. Für die Geldrente gelten der § 1418
dritter Satz des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buchs und der § 6 Abs. 3 des Lohnpfändungs-
gesetzes; soweit der § 6 Abs. 3 des Lohn-
pfändungsgesetzes nicht anzuwenden ist, kann
der Ersatzberechtigte, falls er gegen den Haft-
pflichtigen schon einmal wegen eines verfallenen
Rentenbetrags Zwangsvollstreckung führen hat
müssen, hinsichtlich der innerhalb des nächsten
Jahres fällig werdenden Rentenbeträge Exekution
zur Sicherstellung führen.

(3) Statt der Geldrente kann der Ersatz-
berechtigte aus wichtigen Gründen eine Abfin-
dung in Kapital verlangen, wenn die einmalige
Zahlung dem Haftpflichtigen wirtschaftlich zu-
mutbar ist.

H a f t u n g s h ö c h s t b e t r ä g e .

§ 15. (1) Der Haftpflichtige haftet

auch wenn durch dasselbe nukleare Ereignis
mehrere Sachen beschädigt worden sind.

(2) Wird der im Abs. 1 für die Tötung oder
die Verletzung mehrerer Menschen oder für die
Beschädigung mehrerer Sachen jeweils vorge-
sehene Höchstbetrag nicht oder nicht ganz in
Anspruch genommen, so kann er für den Ersatz

der Schäden der anderen Art beansprucht werden.
Der Anspruch auf den Ersatz der Schäden an
Beförderungsmitteln geht dem auf den Ersatz
sonstiger Schäden im Range nach.

(3) Die im Abs. 1 vorgesehenen Haftungs-
höchstbeträge schließen die Kosten für die Unter-
suchung, die Kosten außergerichtlicher Regelung
von Ansprüchen und die Prozeßkosten sowie die
Verzugszinsen nicht ein.

V e r t e i l u n g s o r d n u n g .

§ 16. (1) Ist innerhalb von vier Monaten seit
dem Eintritt des nuklearen Ereignisses nicht mit
Sicherheit festzustellen, ob die im § 15 für den
Fall der Tötung oder der Verletzung mehrerer
Menschen oder der Beschädigung von Sachen
jeweils vorgesehenen Höchstbeträge zur Ent-
schädigung aller möglicherweise in Betracht
kommenden Ersatzberechtigten ausreichen, so
sind diese Höchstbeträge gruppenweise wie folgt
zu verwenden:

1. 70 v. H. zur Deckung der Schäden, die
innerhalb von vier Monaten seit dem Eintritt des
nuklearen Ereignisses dem Haftpflichtigen zur
Kenntnis gelangt sind;

2. weitere 14 v. H. sowie der von den vor-
genannten 70 v. H. verbliebene, nicht in An-
spruch genommene Restbetrag zur Deckung der
Schäden, deren Ersatz nach Ablauf dieser vier
Monate, jedoch innerhalb von zwei Jahren seit
dem Eintritt des nuklearen Ereignisses gerichtlich
oder außergerichtlich geltend gemacht worden
ist;

3. die restlichen 16 v. H. sowie der von den
vorgenannten 84 v. H. verbliebene, nicht in An-
spruch genommene Restbetrag zur Deckung der
Schäden, deren Ersatz nach Ablauf dieser zwei
Jahre, jedoch innerhalb von zehn Jahren seit dem
Eintritt des nuklearen Ereignisses gerichtlich oder
außergerichtlich geltend gemacht worden ist,
wobei auf jeweils zwei Jahre 4 v. H. dieser
Höchstbeträge und der jeweils verbliebene, nicht
in Anspruch genommene Restbetrag entfallen.

Offensichtlich unbegründete Ansprüche sind
im Rahmen der Verteilung nicht zu berück-
sichtigen.

(2) Würden die Entschädigungen, die mehreren
Ersatzberechtigten auf Grund desselben nukle-
aren Ereignisses zu leisten wären, insgesamt die
sich aus dem Abs. 1 ergebenden jeweiligen
Hundertsatzbeträge übersteigen, so verringern
sich die einzelnen Entschädigungen innerhalb
jeder der im Abs. 1 Z. 1 bis 3 genannten Gruppen
in dem Verhältnis, in dem der gesamte Betrag
der auf die jeweilige Gruppe entfallenden Ent-
schädigungen zu dem auf diese Gruppe entfallen-
den Höchstbetrag steht. Innerhalb keiner der
Gruppen des Abs. 1 Z. 2 und 3 dürfen jedoch
die Entschädigungen nach höheren Verhältnis-
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sätzen bemessen werden, als der niedrigste Ver-
hältnissatz einer der vorhergehenden Gruppen
beträgt. Restbeträge sind nach Ablauf von zehn
Jahren zur verhältnismäßigen Befriedigung der
noch nicht voll befriedigten Ansprüche aller
Ersatzberechtigten zu verwenden.

(3) Wird der Ersatz von Schäden nach Ablauf
von zehn Jahren seit dem Eintritt des nuklearen
Ereignisses gerichtlich oder außergerichtlich gel-
tend gemacht (Spätschäden), so sind solche An-
sprüche nur insoweit zu befriedigen, als die vor-
gesehenen Höchstbeträge nicht durch die Deckung
sämtlicher vorher geltend gemachter Ersatz-
ansprüche verbraucht sind. Die Befriedigung ist
in der Reihenfolge der Geltendmachung des
Ersatzes der Spätschäden vorzunehmen; inner-
halb von jeweils zwei Jahren nach Ablauf der
zehn Jahre geltend gemachte Ansprüche sind als
gleichzeitig erhoben anzusehen und, soweit der
zur Verfügung stehende Restbetrag nicht aus-
reicht, verhältnismäßig zu befriedigen.

S i c h e r s t e l l u n g .

§ 17. (1) Zur Deckung der Haftpflicht nach
den §§ 3 und 4 ist, sofern Haftpflichtiger nicht
der Bund ist, eine geeignete Sicherstellung einer
oder verschiedener Arten zu erbringen; fällt die
Sicherstellung ganz oder teilweise weg, so hat
der Haftpflichtige für den Ausfall eine ander-
weitige geeignete Sicherstellung zu leisten. Die
Sicherstellung ist bis zum Ablauf von zehn
Jahren seit dem Eintritt des nuklearen Ereig-
nisses, sofern das nukleare Ereignis aber durch
Kernmaterialien verursacht worden ist, die ge-
stohlen, verloren oder über Bord geworfen wor-
den waren oder deren sich der Haftpflichtige
sonst begeben hatte (§ 362 des allgemeinen
bürgerlichen Gesetzbuchs), höchstens bis zum
Ablauf von zwanzig Jahren seit dem Diebstahl,
dem Verlust, dem Überbordwerfen oder der
sonstigen Begebung aufrechtzuerhalten.

(2) Die Sicherstellung muß folgende Beträge
erreichen:

befinden sich innerhalb eines zusammenhängen-
den räumlichen Bereiches mehrere Kern-
materialien und ist für diese die Haftpflicht
derselben Person gegeben, so beziehen sich
die vorgenannten Beträge auf alle diese Kern-
materialien gemeinsam.

(3) Das Bundesministerium für Finanzen ent-
scheidet auf Antrag des Haftpflichtigen mittels
Bescheides darüber, ob die im Einzelfall ange-
botene Sicherstellung geeignet ist. Die Sicher-
stellung ist nur dann als geeignet anzusehen,
wenn die Ansprüche, zu deren Sicherung sie
bestellt werden soll, daraus rasch und sicher
befriedigt werden können. Eine Haftpflichtver-
sicherung als Sicherstellung ist, soweit nicht in
den Fällen des § 4 Abs. 3 der Beförderer haftet,
nur dann geeignet, wenn sie bei einem für
diesen Geschäftsbetrieb in Österreich zugelas-
senen Versicherer zu den vom Bundesmini-
sterium für Finanzen genehmigten allgemeinen
Versicherungsbedingungen abgeschlossen ist. Eines
Antrags und der Entscheidung des Bundes-
ministeriums für Finanzen bedarf es insoweit
nicht, als die Sicherstellung in einer Haftungs-
erklärung des Bundes gegenüber dem nach den
§ § 3 oder 4 Haftpflichtigen besteht; der Bundes-
minister für Finanzen wird ermächtigt, solche
Haftungen insoweit zu übernehmen, als die Er-
bringung der Sicherstellung für den Haftpflich-
tigen wirtschaftlich nicht tragbar und als die
Haftungsübernahme im öffentlichen Interesse
gelegen ist.

§ 18. (1) Besteht die Sicherstellung in einer
Haftpflichtversicherung, so wirkt, abgesehen
vom Falle der Beförderung von Kernmaterialien,
ein Umstand, der das Nichtbestehen oder die
nicht infolge Verbrauches der Versicherungs-
summe bedingte Beendigung des Haftpflichtver-
sicherungsverhältnisses zur Folge hat, frühestens
mit dem Ablauf von zwei Monaten, nachdem
der Versicherer diesen Umstand dem Bundes-
ministerium für Finanzen mittels eingeschrie-
benen Rückscheinbriefs angezeigt hat. Das
gleiche gilt, wenn das Versicherungsverhältnis
durch Zeitablauf endet. Eine Gleichschrift dieser
Anzeige hat der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer mittels eingeschriebenen Briefes zu
übermitteln. Im Falle der Beförderung von
Kernmaterialien wirkt ein im ersten Satze ge-
nannter Umstand nicht vor Beendigung der Be-
förderung.

(2) Auf einen Umstand, der den Versicherer
von der Verpflichtung zur Leistung dem Ver-
sicherungsnehmer gegenüber ganz oder teilweise
befreien würde, kann sich der Versicherer nicht
berufen. Er kann jedoch wegen eines solchen
Umstands das Versicherungsverhältnis mittels
einer im Abs. 1 vorgesehenen Anzeige beenden;
der Abs. 1 gilt für diesen Fall sinngemäß.

(3) Einen Schadensfall, der den Verbrauch der
Versicherungssumme infolge Leistungen oder
Rückstellungen ganz oder teilweise zur Folge
hat oder voraussichtlich haben kann, hat der
Versicherer dem Bundesministerium für Finan-
zen unverzüglich, nachdem er von diesem
Schadensfall Kenntnis erlangt hat, mittels ein-
geschriebenen Rückscheinbriefs anzuzeigen. Eine
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Gleichschrift dieser Anzeige hat der Versicherer
dem Versicherungsnehmer mittels eingeschrie-
benen Briefes zu übermitteln. Die Anzeigepflicht
entfällt, solange der Verbrauch der Versiche-
rungssumme insgesamt ein Zwanzigstel ihres Ge-
samtausmaßes nicht erreicht oder voraussichtlich
nicht erreichen wird.

§ 19. Der § 18 gilt für andere Personen als
Versicherer, die für den Haftpflichtigen Sicher-
stellungen erbracht haben, sinngemäß.

§ 20. (1) Die im § 17 vorgesehene Sicherstel-
lung ist vorzugsweise zur Befriedigung der An-
sprüche zu verwenden, zu deren Sicherung sie
bestellt worden ist. In einem über das Vermögen
des Haftpflichtigen eröffneten Konkurs oder
Ausgleichsverfahren steht dem Ersatzberechtigten
das Recht auf abgesonderte Befriedigung aus der
Sicherstellung zu; Rückgriffsansprüche dürfen
erst aus einem verbleibenden Überschuß befrie-
digt werden; für die Befriedigung der Rück-
griffsansprüche gilt der § 16 sinngemäß.

(2) Rechtsgeschäftliche Verfügungen, die den
Bestimmungen des Abs. 1 widersprechen, sind
nichtig. Der rechtsgeschäftlichen Verfügung steht
eine Verfügung im Wege der Zwangsvoll-
streckung oder der einstweiligen Verfügung
gleich.

S c h a d l o s h a l t u n g d u r c h d e n B u n d .

§ 21. (1) Soweit der Bund nicht selbst nach den
§§ 3 oder 4 haftpflichtig ist, hat er den nach den
§§ 3 oder 4 Haftpflichtigen hinsichtlich der
gegen diesen geltend gemachten Ersatz- oder
Rückgriffsansprüche zuzüglich der anteilsmäßigen
Nebengebühren nach dem § 15 Abs. 3 insoweit
schadlos zu halten, als die vorgesehene Sicher-
stellung nicht erbracht worden ist, die im § 15
Abs. 1 vorgesehenen Höchstbeträge oder infolge
Verbrauches die im § 17 vorgesehenen Sicher-
stellungsbeträge nicht erreicht, infolge Zeitab-
laufs erloschen ist oder aus anderen Gründen
keine Deckung bietet; ausgenommen sind Rück-
griffsansprüche, die dem Bunde selbst nach diesem
Bundesgesetz zustehen. Die Verpflichtung des
Bundes entsteht erst, wenn die Ersatzpflicht des
Haftpflichtigen auf Grund eines Exekutions-
titels oder eines außergerichtlichen Anerkennt-
nisses oder Vergleiches feststeht; gerichtliche so-
wie außergerichtliche Anerkenntnisse und Ver-
gleiche bedürfen der Zustimmung des Bundes.
Dem Ersatzberechtigten erwächst aus der Ver-
pflichtung des Bundes unmittelbar kein Recht;
sein Recht, auf den Schadloshaltungsanspruch
des Haftpflichtigen im Wege der Zwangsvoll-
streckung zu greifen, wird hierdurch nicht be-
rührt.

(2) Soweit der Bund auf Grund seiner Ver-
pflichtung zur Schadloshaltung Leistungen er-
bracht hat, steht ihm ein Rückgriffsrecht zu:

1. gegen jeden nach den §§ 3 oder 4 Haft-
pflichtigen, dem oder dessen Besorgungs- oder
Erfüllungsgehilfen (§ 35 Abs. 3) Vorsatz oder
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt;

2. gegen einen anderen nach den §§ 3 oder 4
Haftpflichtigen bis zu den diesem zur Verfü-
gung stehenden Sicherstellungsbeträgen; ist aber
der Haftpflichtige seiner Pflicht zur Sicherstel-
lung nicht nachgekommen, bis zu den für ihn
vorgesehenen Sicherstellungsbeträgen,

3. gegen jeden nach dem allgemeinen bürger-
lichen Gesetzbuch oder anderen gesetzlichen Vor-
schriften Haftpflichtigen, dem Vorsatz oder
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt, und

4. gegen die im § 37 genannten Personen,
denen oder deren Besorgungs- oder Erfüllungs-
gehilfen (§ 35 Abs. 3) Vorsatz zur Last fällt.

§ 22. (1) In gleicher Weise (§ 21 Abs. 1) hat
der Bund den nach dem allgemeinen bürger-
lichen Gesetzbuch oder anderen gesetzlichen Vor-
schriften Haftpflichtigen, der nicht nach den §§ 3
oder 4 haftpflichtig ist, hinsichtlich der gegen
diesen geltend gemachten Ersatz- oder Rück-
griffsansprüche zuzüglich der anteilsmäßigen
Nebengebühren schadlos zu halten; ausgenom-
men sind Rückgriffsansprüche, die dem Bunde
selbst nach diesem Bundesgesetz zustehen.

(2) Soweit der Bund auf Grund dieser Ver-
pflichtung Leistungen erbracht hat, steht ihm
ein Rückgriffsrecht zu:

1. gegen den im Abs. 1 genannten Haftpflichti-
gen und

2. gegen den nach den §§ 3 oder 4 Haftpflichti-
gen bis zu den diesem zur Verfügung stehenden
Sicherstellungsbeträgen; ist aber der Haft-
pflichtige seiner Pflicht zur Sicherstellung nicht
nachgekommen, bis zu den für ihn vorgesehenen
Sicherstellungsbeträgen.

§ 23. (1) Die Leistungen, die der Bund auf
Grund eines nuklearen Ereignisses nach den
§§ 21 und 22 zu erbringen hat, können insge-
samt den Betrag von 500,000.000 S nicht über-
steigen. Für die Verwendung dieses Betrages gilt
der § 16 sinngemäß.

(2) Sind die Entschädigungen nach dem § 16
gruppenweise zu leisten, so hat dies auf die
Inanspruchnahme der Sicherstellung keinen Ein-
fluß. Die Verpflichtung des Bundes wird erst
nach Verbrauch der Sicherstellung wirksam.

(3) Der Haftpflichtige hat den Eintritt des
nuklearen Ereignisses und die gerichtliche oder
die außergerichtliche Geltendmachung von Er-
satz- oder Rückgriffsansprüchen, die eine Ver-
pflichtung des Bundes nach den §§ 21 und 22
nach sich ziehen kann, der Finanzprokuratur
mittels eingeschriebenen Briefes unverzüglich
anzuzeigen. Bei schuldhafter Unterlassung dieser
Anzeige hat der Haftpflichtige dem Bunde
Schadensersatz zu leisten.
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III. ABSCHNITT.

Radionuklide.

H a f t u n g .

§ 24. Wird durch ein nukleares Ereignis, das
von einem Radionuklid in Österreich ausgeht,
ein Mensch getötet, der Körper oder die Ge-
sundheit eines Menschen verletzt oder eine Sache
beschädigt oder in ihrer Verwendbarkeit beein-
trächtigt, so haftet, sofern im folgenden nichts
anderes bestimmt ist, wer zur Zeit dieses Ereig-
nisses Inhaber des Radionuklids gewesen ist,
nach diesem Bundesgesetz für den Ersatz des dar-
aus entstehenden Schadens; er haftet nicht, so-
fern er beweist, daß er nicht gewußt hat und
nicht wissen hat müssen, daß es sich um ein
Radionuklid handelt.

§ 25. (1) Nimmt jemand ein Radionuklid ohne
Zustimmung des bisherigen Inhabers an sich, so
bleibt dessen Haftpflicht neben der des neuen
Inhabers bestehen. Unabhängig von der Haft-
pflicht des bisherigen Inhabers haftet der neue
Inhaber aber auch für jeden Schaden, der ohne
sein Verhalten nicht eingetreten wäre.

(2) Geht ein Dritter mit dem Radionuklid ohne
Zustimmung des Inhabers um, so haftet er neben
dem Inhaber, sofern er nicht beweist, daß er
nicht gewußt hat und nicht wissen hat müssen,
daß es sich um ein Radionuklid handelt. Der
Abs. 1 zweiter Satz gilt sinngemäß.

§ 26. Hat der bisherige Inhaber ein Radionu-
klid einem Dritten, von dem er gewußt hat oder
wissen hat müssen, daß er zur Übernahme nicht
befugt ist, überlassen, so bleibt seine Haftpflicht
neben der des neuen Inhabers bestehen. Beide
haften auch für jeden Schaden, der ohne die
Überlassung nicht eingetreten wäre.

§ 27. Wird dem bisherigen Inhaber das
Radionuklid gestohlen, verliert er es, wirft er
es über Bord oder begibt er sich seiner sonst
(§ 362 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs),
so bleibt seine Haftpflicht in jedem Falle be-
stehen.

H a f t u n g s b e f r e i u n g .

§ 28. Vorbehaltlich der §§ 24 bis 27 ist die
Haftpflicht des Inhabers ausgeschlossen, wenn er
beweist, daß er und die für ihn bei der Inhabung
tätigen Personen jede nach den Umständen des
Falles gebotene Sorgfalt zur Verhinderung des
Schadens beachtet haben. Ist aber

1. das Radionuklid gegenüber dem Verletzten
von einem Arzt, einem Zahnarzt oder einem
Tierarzt oder unter der Aufsicht eines Arztes,
eines Zahnarztes oder eines Tierarztes bei der
Ausübung der Heilkunde angewendet worden,
oder hat

2. der Geschädigte die von dem Radionuklid
ausgehenden Gefahren in Kauf genommen,

so ist die Haftpflicht ausgeschlossen, wenn der
Ersatzberechtigte nicht beweist, daß der Inhaber
oder die für ihn bei der Inhabung tätigen Per-
sonen nicht jede nach den Umständen des Falles
gebotene Sorgfalt zur Verhinderung des Scha-
dens beachtet haben.

H a f t u n g s h ö c h s t b e t r ä g e .

§ 29. (1) Der Haftpflichtige haftet
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(2) Ob die Radiotoxizität im Sinne des Abs. 1
Z. 1 sehr hoch, hoch, mäßig oder niedrig ist,
richtet sich nach der in der Wissenschaft jeweils
gebräuchlichen Klassifizierung. Ist ein Radio-
nuklid durch diese Klassifizierung nicht erfaßt
und ist seine Radiotoxizität in der Wissenschaft
unbekannt oder umstritten, so ist es als ein
solches von sehr hoher Radiotoxizität anzusehen.

G e l t u n g v o n B e s t i m m u n g e n d e s
II. A b s c h n i t t s .

§ 30. (1) Im übrigen gelten für die Haftung
hinsichtlich der Radionuklide die §§ 5 bis 7, 8
Z. 1, 10 bis 14, 15 Abs. 2 und 3 und 20 mit Aus-
nahme des Abs. 1 letzter Halbsatz sinngemäß.

(2) Der § 17 Abs. 1 und 2 gilt, sofern Haft-
pflichtiger nicht der Bund oder ein Land ist, mit
der Maßgabe sinngemäß, daß die Sicherstellung
in einer Haftpflichtversicherung bestehen muß,
die bei einem für diesen Geschäftsbetrieb in
Österreich zugelassenen Versicherer zu den vom
Bundesministerium für Finanzen genehmigten
allgemeinen Versicherungsbedingungen abge-

schlossen ist, und daß sie die im § 29 vorge-
sehenen Höchstbeträge erreichen muß; befinden
sich innerhalb eines zusammenhängenden räum-
lichen Bereiches mehrere Radionuklide von ver-
schieden hohen Gefahrenstufen und ist für diese
Radionuklide die Haftpflicht derselben Person
gegeben, so ist für die Sicherstellung derjenige
Haftungshöchstbetrag maßgebend, der für das
darunter befindliche Radionuklid der höchsten
Gefahrenstufe gilt.

IV. ABSCHNITT.

Gemeinsame Bestimmungen; Schluß-
bestimmungen.

Z u s a m m e n w i r k e n v o n K e r n -
a n l a g e n o d e r K e r n m a t e r i a l i e n u n d

R a d i o n u k l i d e n .

§ 31. (1) Begründen mehrere nukleare Ereignisse
hinsichtlich desselben Schadens die Ersatzpflicht
sowohl eines oder mehrerer nach den §§ 3 oder 4
Haftpflichtiger als auch die eines oder mehrerer
nach den §§24 bis 27 Haftpflichtiger, so haften
alle diese Haftpflichtigen zur ungeteilten Hand;
jedoch haftet jeder von ihnen nach den für ihn
geltenden Bestimmungen und, sofern seine Haft-
pflicht begrenzt ist, nur bis zu deft für ihn vor-
gesehenen Höchstbeträgen.

(2) Das gleiche gilt bei Vorliegen eines ein-
zigen nuklearen Ereignisses im Sinne des § 1
Abs. 3; jedoch ist hierbei die Haftpflicht zur un-
geteilten Hand durch die Höchstbeträge begrenzt,
die für den im weitesten Ausmaß Haftpflichtigen
vorgesehen sind.

R e c h t s s t e l l u n g d e r A u s l ä n d e r ;
S c h ä d e n im A u s l a n d .

§ 32. Ausländer, die auf Grund dieses Bundes-
gesetzes Ansprüche vor österreichischen Gerichten
geltend machen, sind von einer Sicherheitsleistung
für Prozeßkosten befreit und zum Armenrecht
wie österreichische Staatsbürger zugelassen.

§ 33. (1) Ist infolge eines nuklearen Ereignisses,
das von einer Kernanlage oder von Kern-
materialien in Österreich oder von einem Radio-
nuklid in Österreich ausgeht, ein Schaden im Aus-
land eingetreten, so ist dieses Bundesgesetz nur
anzuwenden, wenn der Ersatzberechtigte öster-
reichischer Staatsbürger ist oder seine Ansprüche
von einem österreichischen Staatsbürger ableitet
oder der Getötete österreichischer Staatsbürger
gewesen ist.

(2) Durch den Abs. 1 werden weitergehende
oder einschränkende Bestimmungen in Staatsver-
trägen nicht berührt.

V e r j ä h r u n g .

§ 34. (1) Ansprüche auf Schadensersatz auf
Grund eines nuklearen Ereignisses verjähren in
drei Jahren von dem Tag an, an dem der Ersatz-
berechtigte vom Schaden und von der Person
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des nach diesem Bundesgesetz oder nach anderen
gesetzlichen Vorschriften Haftpflichtigen Kennt-
nis erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese Kennt-
nis in 30 Jahren seit dem Eintritt des nuklearen
Ereignisses.

(2) Im übrigen gelten für die Verjährung die
Vorschriften des allgemeinen bürgerlichen
Rechtes.

V o r s c h r i f t e n d e s b ü r g e r l i c h e n
R e c h t e s .

§ 35. (1) Vorbehaltlich des § 37 bleiben die Vor-
schriften des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buchs, des Amtshaftungsgesetzes und anderer
Gesetze unberührt, nach denen die in diesem Bun-
desgesetz genannten Haftpflichtigen in weiterem
Umfang als nach diesem Bundesgesetz haften
oder nach denen eine andere Person haftet, vor-
ausgesetzt, daß diesen Haftpflichtigen oder der
anderen Person Vorsatz oder grobe Fahrlässig-
keit zur Last fällt. Die Haftung aller haftpflich-
tigen Personen auf Grund eines nuklearen Er-
eignisses kann jedoch insgesamt den Betrag von
500,000.000 S nicht übersteigen. Ist das nukleare
Ereignis von einer Kernanlage oder von Kern-
materialien ausgegangen, so gilt der § 16 sinn-
gemäß.

(2) Auch dort, wo die Haftpflicht mehrerer Per-
sonen nach dem allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buch oder anderen gesetzlichen Vorschriften be-
gründet ist, haften sie dem Ersatzberechtigten zur
ungeteilten Hand.

(3) Bedient sich der Haftpflichtige anderer Per-
sonen als Besorgungs- oder Erfüllungsgehilfen, so
haftet er auch dort, wo die Ersatzansprüche nach
dem allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch oder
anderen gesetzlichen Vorschriften zu beurteilen
sind, für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit dieser
Personen, soweit sie mit seinem Willen für ihn
tätig gewesen sind und ihre Tätigkeit für den
Eintritt des Schadens ursächlich gewesen ist.

§ 36. Ist das im § 11 Abs. 2 genannte andere
Ereignis durch ionisierende Strahlen verursacht
worden, die nicht durch Kernumwandlungsvor-
gänge im Sinne des § 1 erzeugt worden sind, so
wird eine gesonderte, in sonstigen gesetzlichen
Vorschriften begründete Haftung des für das an-
dere Ereignis Verantwortlichen nicht ausge-
schlossen.

§ 37. (1) Wer eine Kernanlage, einen ihrer Teile,
Kernmaterialien oder verschmelzbare Kernbrenn-
stoffe geliefert, für die Herstellung, die Errich-
tung oder die Änderung einer Kernanlage oder
eines ihrer Teile Sach-, Werkvertrags- oder Ar-
beitsleistungen erbracht oder an deren Planung
mitgewirkt hat, haftet, vom Falle des Rückgriffs-
rechts abgesehen, wenn seine Haftpflicht nach
sonstigen gesetzlichen Vorschriften begründet
wäre, dem Ersatzberechtigten nicht.

(2) Dies gilt, abgesehen von den Fällen des § 4
Abs. 3 und vorbehaltlich der Bestimmung des

Abs. 3, sinngemäß für den Beförderer von Kern-
materialien, ferner für denjenigen, der Sach-,
Werkvertrags- oder Arbeitsleistungen für die Be-
förderung von Kernmaterialien erbracht hat, so-
fern es sich nicht um die Beförderung selbst, ein-
schließlich der Aufbewahrung im Verlauf der Be-
förderung, handelt.

(3) Staatsverträge auf dem Gebiet der Beför-
derung, nach denen die Haftpflicht anderer Per-
sonen als des nach den §§ 3 oder 4 Haftpflichtigen
begründet wird, werden durch die Abs. 1 und 2
nicht berührt.

R ü c k g r i f f s r e c h t .

§ 38. Dem nach den §§ 3 oder 4 Haftpflich-
tigen steht ein Rückgriffsrecht nur zu

1. wenn der Schaden aus einer in Schädigungs-
absicht ergangenen Handlung oder Unterlassung
herrührt, gegen die natürliche Person, der der
Vorsatz zur Last fällt;

2. soweit es vertraglich ausdrücklich vorge-
sehen ist.

§ 39. (1) Wer für einen durch ein nukleares
Ereignis verursachten Schaden auf Grund eines
Staatsvertrags im Sinne des § 37 Abs. 3 oder
eines ausländischen Gesetzes Ersatz leistet, tritt
in die Rechte des Ersatzberechtigten gegen den
nach den §§ 3 oder 4 Haftpflichtigen innerhalb
der für diesen vorgesehenen Höchstbeträge ein.

(2) Der Abs. 1 gilt nicht, soweit dem nach den
§§ 3 oder 4 Haftpflichtigen ein Rückgriffsrecht
gegen den Ersatzleistenden zusteht.

V o r s c h r i f t e n d e s V e r s i c h e r u n g s -
v e r t r a g s r e c h t s .

§ 4 0 . (1) Für eine im Sinne der §§ 17 und 30
als Sicherstellung bestehende Haftpflichtversiche-
rung gilt folgendes:

1. Folgende Bestimmungen des Versicherungs-
vertragsgesetzes 1958 gelten nicht:

a) der § 152, soweit es sich um das vorsätz-
liche Verschulden des Versicherungsneh-
mers selbst handelt,

b) der § 156 Abs. 1,
c) der § 156 Abs. 3 hinsichtlich der im Sinne

des § 17 bestehenden Haftpflichtversiche-
rung,

d) der § 157,
e) die §§ 158 b bis 158 h hinsichtlich der im

Sinne des § 17 bestehenden Haftpflichtver-
sicherung.

2. Ist der Schaden vorsätzlich verursacht und
aus diesem Grunde die Leistungspflicht des Ver-
sicherers in Anspruch genommen worden, so
steht diesem ein Rückgriffsrecht gegen den
Schädiger zu.

3. Hinsichtlich der im Sinne des § 30 bestehen-
den Haftpflichtversicherung ist die im § 158 c
Abs. 2 des Versicherungsvertragsgesetzes 1958
vorgesehene Anzeige an die Bezirksverwaltungs-
behörde zu richten.
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(2) Der Abs. 1 gilt für andere Personen als
Versicherer, die für den Haftpflichtigen Sicher-
stellungen erbracht haben, sinngemäß.

V o r s c h r i f t e n d e s S o z i a l v e r s i c h e -
r u n g s r e c h t s .

§ 41. Vorschriften, die die Sozialversicherung
regeln, bleiben, soweit nicht der § 20 Abs. 1
zweiter Satz zweiter Halbsatz etwas anderes be-
stimmt, unberührt.

G e r i c h t s s t a n d .

§ 42. (1) Für alle Klagen und Anträge auf
Erlassung einstweiliger Verfügungen, die auf
Grund dieses Bundesgesetzes oder anderer gesetz-
licher Vorschriften wegen Schäden infolge nuk-
learer Ereignisse gegen Haft-, Rückgriffs- oder
Ausgleichspflichtige angebracht werden, ist aus-
schließlich das Landes- oder das Kreisgericht zu-
ständig, in dessen Sprengel das nukleare Ereignis
seinen Ausgang genommen hat; kämen danach
bei Vorliegen eines einzigen nuklearen Ereignis-
ses im Sinne des § 1 Abs. 3 mehrere Gerichte in
Betracht, so ist nur dasjenige von ihnen ausschließ-
lich zuständig, das von dem oder von einem
der mehreren Ersatzberechtigtfeh zuerst in An-
spruch genommen wird. Eine Änderung dieses
Gerichtsstands durch Vereinbarung der Parteien
ist unzulässig.

(2) Ist eine Klage oder ein Antrag auf Erlassung
einer einstweiligen Verfügung bei einem örtlich
unzuständigen Gericht angebracht worden, so
gilt der § 44 der Jurisdiktionsnorm sinngemäß;
im Falle der Überweisung bleiben die bereits
gesetzten Verfahrenshandlungen aufrecht. Im
übrigen ist der § 261 Abs. 6 der Zivilprozeß-
ordnung sinngemäß anzuwenden.

P r o z e ß k o s t e n .

§ 43. Erweist sich ein Teil eines gerichtlich
geltend gemachten Schadensersatzanspruchs aus
dem Grund als nicht berechtigt, weil dieser An-
spruch nach dem § 16 Abs. 2 und 3 zu kürzen
ist, so sind die Prozeßkosten für diesen Teil
gegenseitig aufzuheben.

S t r a f e n .

§ 44. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht
und ist vom Bundesministerium für Finanzen
mit einer Geldstrafe bis zu 120.000 S, im Falle
der Uneinbringlichkeit mit einer Arreststrafe bis
zu sechs Wochen zu bestrafen, wer eine Kern-
anlage betreibt oder Kernmaterialien innehat
oder mit ihnen umgeht, ohne die im § 17 vor-
gesehene Sicherstellung erbracht und aufrecht-
erhalten zu haben; bei Vorliegen erschwerender
Umstände kann neben der Geldstrafe oder der
Arreststrafe auf den gesamten oder teilweisen
Verfall der Kernanlage oder der Kernmaterialien
erkannt werden.

(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht und
ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer
Geldstrafe bis zu 30.000 S, im Falle der Unein-
bringlichkeit mit einer Arreststrafe bis zu drei
Wochen zu bestrafen, wer Radionuklide innehat
oder mit ihnen umgeht, ohne die im § 30 vor-
gesehene Sicherstellung erbracht und aufrecht-
erhalten zu haben; bei Vorliegen erschwerender
Umstände kann neben der Geldstrafe oder der
Arreststrafe auf den gesamten oder teilweisen
Verfall der Radionuklide erkannt werden.

I n k r a f t t r e t e n .

§ 45. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. Sep-
tember 1964 in Kraft.

V o l l z i e h u n g .

§ 46. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist

1. bezüglich der §§17 Abs. 3 und 44 das Bun-
desministerium für Finanzen,

2. bezüglich der §§ 18, 19 und 21 bis 23 das
Bundesministerium für Finanzen im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Justiz,

3. bezüglich der §§ 30 Abs. 2 und 40 das Bun-
desministerium für Justiz im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen,

4. im übrigen das Bundesministerium für
Justiz betraut.

Schärf
Klaus Proksch Schmitz

118. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 11. Mai 1964, betreffend die Feststel-
lung des Verfassungsgerichtshofes über die
Zuständigkeit zur Erlassung und zur Voll-
ziehung von gesetzlichen Bestimmungen auf
dem Gebiete des Zivilrechtes, die zur Rege-
lung von Straßenangelegenheiten im Sinne
des Art. 15 Abs. 9 des B.-VG. erforderlich

sind.

Gemäß § 56 Abs. 4 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird folgender
Rechtssatz kundgemacht, in dem der Verfassungs-
gerichtshof die Feststellung seines Erkenntnisses
vom 9. Dezember 1963, K II-6/63-22, dem Bun-
deskanzleramt zugestellt am 5. Mai 1964, zusam-
mengefaßt hat:

„Es fällt in den selbständigen Wirkungsbereich
der Länder gemäß Art. 15 B.-VG., gesetzliche Be-
stimmungen auf dem Gebiet des Zivilrechtes zu
treffen, die zur Regelung von Straßenangelegen-
heiten erforderlich im Sinne des Art. 15 Abs. 9
B.-VG. sind, und Landesbehörden mit ihrer Voll-
ziehung zu betrauen."

Klaus
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119 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 11. Mai 1964 über die Aufhebung
einer Bestimmung des Binnenschiffahrtsver-
waltungsgesetzes durch den Verfassungs-

gerichtshof.
Gemäß Art . 140 Abs. 3 des Bundes-Ver-

fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
gemäß § 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
Erkenntnis vom 14. März 1964, G 14/63, den
§ 2 Abs. 1 des Bundesgesetzes, BGBl. Nr . 550/
1935, betreffend Verwaltungsvorschriften für die
Binnenschiffahrt (Binnenschiffahrtsverwaltungs-
gesetz), als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tr i t t mit Ablauf des
28. Feber 1965 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Vorschriften treten nicht
wieder in Kraft.

Klaus

1 2 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 13. Mai 1964 über die Aufhebung einer
Bestimmung des Einkommensteuergesetzes

1953 durch den Verfassungsgerichtshof.
Gemäß Artikel 140 Absatz 3 des Bundes-Ver-

fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
§ 64 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem dem
Bundeskanzleramt am 6. Mai 1964 zugestellten
Erkenntnis vom 20. März 1964, G 20/63, zu
Recht erkannt:

1. § 102 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes
1953, BGBl. Nr. 1/1954, wird als verfassungs-
widrig aufgehoben.

2. Diese Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 1964 in Kraft.

3. Frühere gesetzliche Vorschriften treten nicht
wieder in Kraft.

Klaus

1 2 1 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 21. Mai 1964 über die Ratifikation
des Zweiten Protokolls zum Allgemeinen Ab-
kommen über die Privilegien und Immuni-

täten des Europarates durch Belgien.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat seit der Kundmachung BGBl.
Nr. 196/1961 Belgien am 7. September 1961
seine Ratifikationsurkunde zum Zweiten Proto-
koll zum Allgemeinen Abkommen über die Pri-
vilegien und Immunitäten des Europarates, BGBl.
Nr. 13/1959, hinterlegt.

Klaus

1 2 2 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 21. Mai 1964 über den Geltungs-
bereich des Vierten Zusatzprotokolls zum
Allgemeinen Abkommen über die Privilegien

und Immunitäten des Europarates.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarates ist das Vierte Zusatzprotokoll zum
Allgemeinen Abkommen über die Privilegien und
Immunitäten des Europarates, BGBl. Nr. 88/1962,
für folgende weitere Staaten in Kraft getreten:

Staaten :
Datum der Hinterlegung der

Ratifikationsurkunde:

Schweden 18. September 1962

Luxemburg 5. November 1963

Bundesrepublik 10. Dezember 1963
Deutschland

Die Regierung der Niederlande hat am
25. Juli 1962 die Erklärung abgegeben, daß dieses
Zusatzprotokoll auf die Niederländischen An-
tillen Anwendung findet.

Klaus


